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Erfolg des Bundeskanzlers 

^ür jeden einen 
Ausbildungsplatz 
n seiner Regierungserklärung vor dem Deut- 
en Bundestag am 13. Oktober 1982 hat 
d.Ur>deskanzler Helmut Kohl versichert, daß 
^Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit 
P die Schaffung von genügend Ausbildungs- 

? a**en für junge Menschen eine zentrale Auf- 
rbe der neuen Regierung der Mitte sein wird, 
ji^halb weniger Wochen sind diesen Worten 
^'zeugende Taten gefolgt, stellt Alfred 
üre9gerfest. 

a°h intensiven Beratungen von Bundeskanzler Hel- 
ut Kohl mit führenden Repräsentanten der deut- 
en Wirtschaft haben  Hunderttausende von Ju- 
rndlichen wieder eine hoffnungsvolle Perspektive 
J "hre berufliche Zukunft. Mit ihrer Lehrstellengaran- 
hj 

für jeden ausbildungsbereiten und ausbildungsfa- 
s
9en Jugendlichen dokumentiert die deutsche Wirt- 

p haft ihr Vertrauen in eine berechenbare, auf den 
'^ipien der Sozialen Marktwirtschaft beruhende 

^'k von Bundeskanzler Helmut Kohl als Garantie 
VQII wirtschaftlichen Aufschwungs. Verantwortungs- 
Q '    K°operation mit der Wirtschaft zum Wohle jun- 
r* Menschen ist an die Stelle von klassenkämpferi- 
ab

hen Beschuldigungen und Drohungen mit Zwangs- 
9aben getreten. 

(Fortsetzung Seite 2) 

Noch 

bis zur 
Bundestagswahl 
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(0228) 544360 
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kampfabkommen/Kehrtwendung 
des Mieterbundes/Das Horror- 
Programm der Grünen   Seite 2—6 
Die Zweitstimme ist entscheidend 
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Das Nein der SPD zum Wahlkampfabkommen 
Zu der Weigerung der SPD, ein Wahlkampfabkommen zu unterzeichnen, erklärt 
CDU-Sprecher Wolter von Tiesenhausen: daß die SPD sich weigert, ein Wahl- 
kampfabkommen zu unterzeichnen, das die Verpflichtung zur Wahrheit in» 
Wahlkampf enthält, spricht für sich. Die CDU bekennt sich zur Wahrheit auch im 
Wahlkampf. Sie wird sich auch ohne Zustimmung der SPD an die Regeln hal- 
ten, die der Bundestagspräsident vorgeschlagen hat. 
Nachfolgend die von Generalsekretär Heiner Geißler vorgeschlagenen und von 
der SPD abgelehnten Ergänzungen des Wahlkampfabkommens (im Text halb- 
fett) : 

„Die Parteien verpflichten sich, den Wahlkampf für die Wahlen zum Deutschen 
Bundestag in fairer und sachlicher Weise und der Wahrheit entsprechend zu füh- 
ren. Diese Verpflichtung gilt insbesondere für die nachfolgend aufgeführten Tat- 
bestände. 
Die Parteien 

— verzichten auf jede Art von persönlicher Verunglimpfung und Beleidigung und 
die Verbreitung bewußter Unwahrheiten, 

— verzichten auf die Verbreitung von Behauptungen über andere Parteien, d'e 

geeignet sind, diese zu verunglimpfen und den Wähler zu täuschen." 
CSU und FDP hatten diesen Ergänzungen zugestimmt. Auch die von der FDP vor- 
geschlagene Schiedsstelle hat die SPD als einzige Partei abgelehnt. 

(Fortsetzung von Seite 1) 

Der SPD-Opposition fällt angesichts die- 
ses großartigen persönlichen Erfolges des 
Bundeskanzlers nichts weiter ein, als die 
Lehrstellengarantie der Wirtschaft in schä- 
biger Weise in Frage zu stellen und zu ver- 
suchen, neue Zweifel bei den Jugendli- 
chen zu säen. 

Einzelheiten der Absprache des Bundes- 
kanzlers mit den Vertretern der deutschen 
Wirtschaft: 

O Die Wirtschaft wird 1983 eine für alle 
Jugendlichen, die ausbildungsbereit und 
ausbildungsfähig sind, ausreichende Zahl 
von Ausbildungsplätzen anbieten. Sie wird 
dies in Zusammenarbeit mit den Industrie- 
und Handelskammern und den Hand- 
werkskammern sowie der Bundesanstalt 
für Arbeit organisieren. 

Dabei wird sie auch dafür sorgen, daß 9» 
auch  regionale  Lücken  im Ausbildung 
Platzangebot durch Mobilisierung zusät* 
eher Ausbildungsstellen geschlossen V 
den. 

Die Wirtschaft wird daher über den 9 
schätzten   Bedarf   von   655000   Aus& 
dungsplätzen   hinaus   30000   zusätz|ic 

Ausbildungsplätze verfügbar machen- 
O Die Wirtschaft wird jungen Arbeit* 
sen  ohne abgeschlossene  Beruf saus 
dung die Möglichkeit eröffnen, ein berU 

orientiertes Jahr in Betrieben und über 
trieblichen Einrichtungen zu absolviere • 

Fin' 
Die Unternehmen werden sich an der &• 
richtung   solcher   einjähriger   Quallfi*L 
rungsstellen auf freiwilliger Basis bet^ 
gen und dadurch weder reguläre Aus 
dungsplätze noch normale Arbeitsp'3 

ersetzen. 
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J WAHLKAMPF- 
'^FORMATIONEN 

^editinstitute des 
les fördern neue 

Jrbeitsplätze 
e Kreditinstitute des  Bundes, insbe- 

ba
n<«ere die Kreditanstalt für Wiederauf- 

stftU Und die Lastenaus9,elcnsbank ,ei" 
Seh   elnen   wesentlichen   Beitrag   zur 
tje 

affung neuer und Erhaltung vorhan- 
n®r Arbeitsplätze. Dies erklärte Bun- 

Unt minlster  Gerhard  Stoltenberg 
CJi 

er Hinweis auf die in den letzten Wo- 
befk deutllch lebhafte Kreditnachfrage 
M' 

beiden Anstalten. 
v 2insgünstigen Krediten — mit festem 
2e.Ssatz  für  die   gesamte   Laufzeit  von 
ffJr \A/Jahren ~~ fördert die Kreditanstalt 
stif aufbau insbesondere die Inve- 
te'°

nstätigkeit kleiner und mittlerer Un- 
tie^ e^men- Mit ihren inländischen Investi- 
lnv 

s .editen hat sie 1982 insgesamt ein 
r%Stitlonsvolumen von etwa 12 Mrd- DM 

tau 
lnanziert.   Dadurch  wurden   Hundert- 

und
Sende   von   Arbeitsplätzen   gesichert 

£.   etWa 40000 neue geschaffen. 
?ei . Sehr  rege   Geschäftstätigkeit  ver- 
bei Jnete die  Kreditanstalt zuletzt auch 
$tijrer ExPortf'nanzierung. Das Volumen 
Dies Um °-8 Mrd. DM auf 3,8 Mrd. DM. 
%\^xy   anstieg ist im wesentlichen auf die 
ten .e Zunahme der Zusagen in den letz- 
%L   iden Monaten des Jahres 1982 zu- 

Ck^führen. 

J^hrtwendung 
y** Mieterbundes 
bJJ? deni Druck vieler Proteste hat der 
üb6r

Sche Mieterbund  neue Flugblätter 
das Mietrecht veröffentlicht.  Das 

LIEBE FREUNDE! 
Wir haben die besseren 
Argumente! 
Ein überzeugendes Wahlprogramm 
und Argumentationsbroschüren zu al- 
len zentralen Themen der Wahlkampf- 
auseinandersetzung — von den Mie- 
ten bis zur Wirtschaftspolitik, von der 
Friedenssicherung bis zur SPD- 
Schlußbilanz —, das sind die Grundla- 
gen für unsere Argumentation im 
Wahlkampf. 
Für die Kurzinformation eignet sich 
besonders das Faltblatt „Schwer- 
punkte unserer Politik". Wer, wo auch 
immer in den nächsten Tagen und 
Wochen ein politisches Gespräch 
führt, ist damit gut gerüstet. 
Nun gilt es, unsere Argumente an den 
Mann und die Frau zu bringen. Dabei 
können wir selbstbewußt auftreten, 
denn die ersten Erfolge der Politik von 
Bundeskanzler Helmut Kohl sind be- 
reits für jeden sichtbar: 
— Die Preise sind stabiler 
— Die Mark steigt im Wert 
— Die Zinsen sinken 
— Es wird gebaut 
— Die Wirtschaft faßt Tritt 
Wir sind auf dem richtigen Weg. 
Das zeigt unsere Dokumentation in 
UiD. 
Diese Punkte müssen wir jetzt in je- 
der Rede, jedem Gespräch und jeder 
Publikation — ob Flugblatt oder An- 
zeige — den Wählern vor Augen füh- 
ren. 
Aufwärts mit Deutschland. 
Jetzt den Aufschwung wählen. 

(Peter Radunski) 



UiD 6 •  10. Februar 1983 • Seite 4 

Bundesbauministerium:   „Statt   Polemik 
endlich objektive Information." 
Neues Flugblatt: „Gegen den Willen des 
Mieters sind Staffelmieten bei bestehen- 
den Mietverhältnissen unzulässig." 
Altes Flugblatt: „In Zukunft können Ver- 
mieter schon für 10 Jahre im voraus Miet- 
erhöhungen festlegen.  Kann der Mieter 
dann nicht mehr zahlen, fliegt er raus." 
Neu: „Bei bestehenden Mietverhältnissen 
muß der Mieter eine Auswechselung des 
alten   Mietvertrages  gegen  einen  neuen 
Zeitmietvertrag nicht zustimmen." 
Alt: „Vogelfrei sollen Mieter nach Ablauf 
eines Zeitmietvertrages werden." 
Neu: „Auch wenn der Vermieter beson- 
ders teure Vergleichswohnungen be- 
nennt, braucht der Mieter nur die ortsübli- 
che Miete anzuerkennen." 
Alt: „Willkür droht, wenn der Vermieter 
mehrere Wohnungen besitzt. Er kann 
dann Mieterhöhungen bis zur teuersten 
selbstvermieteten Wohnung verlangen." 

Ins Schwarze 
In einem Interview mit der „Bild-Zeitung" 
(2. Februar 1983) wird Herr Dr. Vogel ge- 
fragt: „Und eine Koalition mit den Grü- 
nen..." Vogel: „...ist unter den gegebe- 
nen Bedingungen ausgeschlossen." Die 
Antwort des Herrn Dr. Vogel könnte von 
einem mit allen Wassern gewaschenen 
Winkeladvokaten stammen. Sie schließt 
eine Koalition der SPD mit den Grünen 
nämlich keineswegs aus. Ändert sich 
auch nur eine der heute gegebenen Be- 
dingungen, von denen keiner weiß, wel- 
che Herr Dr. Vogel gemeint hat, ist der 
Weg für ein Zusammengehen der SPD 
mit den Grünen frei. Herr Dr. Vogel wird 
dann später immer sagen können: ...ich 
habe eine Koalition mit den Grünen ge- 
nerell nicht ausgeschlossen. 

MdB Ignaz Kiechle 

Neu: „Der Vermieter darf nicht einfach . 
Prozent in 3 Jahren (oder 10 Prozent P. 
Jahr) verlangen, sondern nur die ortsU 
ehe Miete." 
Alt: Jahr für Jahr soll die Miete um 
Prozent höher werden." 

Vertrauen 
auf Besserung ist 
gerechtfertigt 
Zu   den    neuesten   Arbeitslosen 
erklärt   Bundesarbeitsminister   N0rB

(|1 

Blüm: Die Zahl der Arbeitslosen •** 
Januar 1983 auf fast 2,5 Millionen 9eS ,\. 
gen. Der erneute, starke Anstieg vvar  r 

gemein erwartet worden — auch voni 
Bundesregierung. In der jetzt erreid1 

Rekordzahl wird das ganze Ausmaß  ,{ 
Arbeitsmarktkatastrophe    sichtbar, 
die alte, von der SPD geführte Bund*5 

gierung hinterlassen hat. ,. 
Da helfen auch keine Beteuerungen 
SPD werde dies in Zukunft besser 
chen. Was der SPD vorher in vielen Ja (Z| 

(tf 

nicht gelungen ist, das wird sie aud1 J 
nicht schaffen. 
Demgegenüber ist Vertrauen in die ^ 
Bundesregierung gerechtfertigt. Ihr   ^ 
Schaftsprogramm beginnt zu greifen- 
Zinsen sinken;  der Preisanstieg 's*   * 
bremst; die Bauanträge steigen spr  . 
haft;  die  Auftragseingänge  nehmer1 

die Zahl der offenen Stellen beginn1   .. 
der zu steigen; die Mittel für den     .jt. 
nungsbau und für die Förderung de5 

telstandes stehen bereit. J. 

Der Tiefstpunkt der wirtschaftlichen i. 
entwicklung ist erreicht. Der Wieda j 
schwung steht bevor. Wir können dp 
vertrauen, daß dies zu einem sPa Jt 
Zeitpunkt auch auf den ArbeitsmarKt v^ 
tive Auswirkungen haben wird. Wega ^ 
sehr ungünstigen Ausgangslage un ipS 
Eintritt der geburtenstarken Jahrgang 
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JJerbsleben wäre es aber unredlich, 
B6 Jetzt Hoffnungen auf eine rasche 
L Se'tigung der Arbeitslosigkeit zu wek- 

P^s Schicksal der Arbeitslosen und ihrer 
Julien zwingt alle zu großen solidari- 
fl 

ner> Anstrengungen. Deshalb hat Bun- 
^kanzler Helmut Kohl die Tarifvertrags- 

de 'en eingeladen, sich gemeinsam mit 
J Bundesregierung an den runden Tisch 
ar)j 

Cr,aftlicher Vernunft und sozialer Ver- 
jüng zu setzen. 

Ja$ Horror-Programm 
qer Grünen 
sCu6 ^tgrüne Koalition wäre der Wirt- 
es aftl.'Cne Niedergang für unser Land. 
öj. d,es "ich* glaubt, werfe nur einen 
w auf das Horror-Programm der Grü- 
tje " °as ist nicht mehr unsere Demokra- 
$t'   s°ndern   wäre   ein   marxistischer 

W eit9ehende Enteignung des Privatei- 
nturns, 

uJrlfbesondere Enteignung von Grund 
v

q Boden, 

SCK f r9esellschaftung wichtiger Wirt- 
^bereiche, 
dlJrchktiSChe Übernanme der Betriebe 

*un 
sPontane Streiks, Betriebsbeset- 

x 9en und Gewaltanwendung, 

v6r ^rchsetzung sogenannter alternati- 
ng , roc|uktionspläne  in  den  Betrieben, 
Drew   iBt' Jeder bestimmt selbst, was er 

aiJ2ier*n ...in 
Jed eren will. 

tung
r VVänler muß sich der großen Bedeu- 

s6in seiner Wahlentscheidung bewußt 
6rk|jirt ner soll nach dem 6. März sagen, 
*en "MdB Michael Glos, die Konsequen- 
^t

e'ner rotgrünen Koalition seien ihm 
W^|t

deutlich gemacht worden: Wer SPD 
W^|' wählt die Grünen. Wer die Grünen 
^itsl?

er br'ngt sich selbst um seinen Ar- 
p|atz oder seine Rente. 

Anzeige: 
Kanzler-Initiative 
schafft 30 000 
Ausbildungsplätze 
„Kanzler-Initiative schafft 30000 Ausbil- 
dungsplätze. Für jeden ist eine Lehr- 
stelle da." Das ist die Schlagzeile der 
Anzeige, die am 10. Februar in allen re- 
gionalen Tageszeitungen, der FAZ, 
Welt, Handelsblatt, Zeit, Rheinischer 
Merkur und Deutsches Allgemeines 
Sonntagsblatt erscheint. Die gleiche 
Anzeige folgt am 11. Februar in der 
Bild-Zeitung und am Sonntag, den 13. 
Februar in der Bild am Sonntag und 
Welt am Sonntag. 
Der nächste Anzeigentermin in den re- 
gionalen Tageszeitungen ist der 17. Fe- 
bruar, in der Bild-Zeitung der 18. Fe- 
bruar. 

TV- und Hörfunkspots 
11. Februar, 20.15 Uhr 
11. Februar, 19.21 Uhr 
15. Februar, 19.21 Uhr 
16. Februar, 20.15 Uhr 
19. Februar, 20.15 Uhr 
14. Februar, 12.05 Uhr 
18. Februar, 18.25 Uhr 
15. Februar, 14.55 Uhr 
15. Februar, 11.55 Uhr 
11. Februar, 6.20 Uhr 
18. Februar,   6.20 Uhr 
11. Februar, 13.06 Uhr 
16. Februar, 19.27 Uhr 
12. Februar, 18.30 Uhr 
17. Februar, 18.30 Uhr 

ARD 
ZDF 
ZDF 
ARD 
ARD 
NDR/WDR 1 

NDR 2 
WDR 2 
HR 1 

SWF3 
SDR 1 
Deutschland- 
funk 
ARD:   17.   Februar,   20.18   bis   22.30 

Uhr:   Diskussion   über  Außen- 
und Sicherheitspolitik 

ZDF:    19.   Februar,   21.20   bis   22.30 
Uhr: Jugend im Wahlkampf 
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Das doppelte Spiel 
des SPD-Kandidaten 
Der SPD-Kandidat Hans-Jochen Vogel 
treibt ein doppeltes Spiel: er stellt sich 
vor die Berliner Mauer und demonstriert 
Kontinuität mit der Sicherheitspolitik 
Helmut Schmidts. Gefragt aber, ob eine 
von ihm geführte Bundesregierung zum 
NATO-Doppelbeschluß stehen würde, 
antwortet er nicht, sondern beruft sich 
auf die Münchener Beschlüsse der SPD, 
stellt der Parlamentarische Geschäfts- 
führer der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion, Wolfgang Schäuble, fest. 

ii iiiiiiiiiiiiiiiiiiiii IIIIIIIIII IIIIIIIII 

Lächerlich 
Die „Rheinische Post" schreibt unter der 
Überschrift (3. Februar 1983) „Lächer- 
lich": Eigentlich müßte ihnen vor der eige- 
nen Propaganda bange werden. Aber die 
Sozialdemokraten schrecken nicht vor der 
Behauptung zurück, für den beklagens- 
werten Rekord von fast 2,5 Millionen Ar- 
beitslosen sei die Bundesregierung von 
CDU, CSU und FDP mitverantwortlich, ob- 
wohl sie erst vier Monate im Amt ist. Daß 
auch so renommierte Fachleute wie der 
frühere Bundesfinanzminister Lahnstein 
und Professor Krupp vom Deutschen In- 
stitut für Wirtschaftsforschung in dieses 
Wahlkampfgetöse einstimmen, kann ihrem 
Ruf nur schaden. 
Jeder Kundige weiß es, und jeder Laie 
sollte es wissen, daß Maßnahmen zur Be- 
kämpfung der Arbeitslosigkeit eine länge- 
re Anlaufzeit benötigen, bevor ihre Wir- 
kungen sichtbar werden können. Das gilt 
auch für die Doppelstrategie zur Sanie- 
rung der Staatsfinanzen und zur Wieder- 
belebung privater Investitionen, die Bun- 
deskanzler Kohl und seine Mannschaft 
nach dem Regierungswechsel vom 1. Ok- 
tober in erstaunlich kurzer Zeit eingeleitet 
haben. 

Die stehen gegen den Beschluß und ^ 
gen Schmidtsche Sicherheitspolitik- ® . 
nach ihnen entscheidet nicht die Al' 
im Lichte der VerhandlungsergeDnl < 
über Schritte zur Wiederherstellung i 

militärischen Gleichgewichts, sondef 
lein die SPD: 

„... keine Stationierung auf deutsp 
Boden ..., bevor die SPD ihre Mei" 
... festgelegt hat." (Ziff. B 13 des 
Schlusses). 

Allein die Partei also soll über unsef*• 
cherheit entscheiden; die Partei als v < 
regierung nach Marxschem Muster.  ' 
werden auch bis zum Wahltag in der ^ 
Senkung   verschwundene   Genossen „ 
wie Eppler oder Lafontaine — wiede   , 
sein, und Egon Bahr hat das Nein se r 

Partei zur Stationierung unabhängig 
den Ergebnissen der Genfer Verhan   r 

gen bereits am 30. November 1982 af1 

deutet. 

Gesicherte Rechtsba*'5 

für Kleingärtner 
Jetzt kann das neue BundeskleinQ^ | 
gesetz in Kraft treten. Rund zwei M \ 
nen Kleingärtner warten auf das a   • 
April 1983 in Kraft tretende neue BU"^ 
kleingartengesetz. Dieses Gesetz sC 

den Kleingärtnern eine neue g©s'c' J< 
Rechtsbasis, erklärt der stellvertre    < 
Vorsitzende der CDU/CSU-Bunde** 
fraktion, Benno Erhard. 

Auf Initiative der Bundesregierung ^ $ 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion vvurd6 ^ 
nötiger bürokratischer Aufwand D ^ 
Stimmung des Pachtzinses, der An p, 
nung gemeinnütziger Kleingärtner0 ^ 
sationen und bei der Kündigung v0 ^ 
trägen beseitigt. Der Pachtzins dan , 
stens das Doppelte von dem bet « 
was vergleichsweise im erwerbsm v 
Obst-  und   Gemüseanbau   gezahlt 
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OPPOSITION 

"•nvestitionsstreik" - die SPD versucht, 
Weder Klassenkampf zu schüren 
kjLSPD glaubt, ein neuesJWahl- 

• ^Pfthema gefunden zu haben: 
fr"![?stitionsstreik". Es handelt sich 
K  "'Ch um Pinpn hp<:nnriprs Üblen (j.^'1 um einen besonders üblen 
Se?Pa9andatrick, der schon jetzt auf 
fiici? Urneber wie ein Bumerang zu- 
W 9t; denn die 9roße Menr" 
Wie ider Deutscnen> Arbeitnehmer 
Kl»   nterne"me'". ,annt die a'ten 

Öü" *Jie Antwort ist eindeutig: Die 
Ij^Jaesregierung will die wirtschaft- 
en© ? Belebur>9 jetzt. Deshalb will sie 
b6r , Vestitionskraft und Investitions- 
O' t?chaft der Unternehmen stär- 
KohiHierzu Bundeskanzler Helmut 
un|im ZDF (7. Februar 1983): 

a*^
eskanzler: Viele haben natürlich 

gel
h Angst, weil ja die SPD und Herr Vo- 

den
ap9ekündigt haben, beispielsweise für 

Uijtd a"- daß die dort einziehen würden, 
*rb en Gruner< im Bundestag zusammen- 
gen

ei^en zu wollen oder aber die bisheri- 
HiaJ~anierungsbeschlüsse rückgängig zu 
der 

an- Das alles wird jedermann, der in 
erfre 

tscnaft Verantwortung trägt, nicht 
^o«?ien' sondern ihn eigentlich eher 
^sthch stimmen. 

tun9e: Hat das denn etwas mit Wahlen zu 
• 'nvestieren? 

Schep
Skanzler: Natürlich haben politi- 

ja Entscheidungen — und Wahlen sind 
auch tiSche Entscheidungen - immer 
tun y^'t Investitionsentscheidungen zu 
die' B

enn die Sozialdemokraten jahrelang 

^iert h'aStbarkeit der Wirtschaft  Prokla' hat)en, hat das natürlich Folgen ge- 

habt. Jetzt führt eine Regierung, die nach 
den Prinzipien der Sozialen Marktwirt- 
schaft wieder eine Öffnung für Leistungs- 
bereitschaft geschaffen hat. Und das hat 
auch seine Folgen. 
Aber ich glaube, wenn Sie etwa in die 
Bauwirtschaft hineinschauen, dann haben 
Sie ein Beispiel, daß ungeachtet des Wahl- 
termins kräftig investiert wird. Und das ist 
ja das, was wir wollen: 100000 neue Woh- 
nungen bauen, 200000 Bauarbeitern im 
Baugewerbe und Baunebengewerbe eine 
berufliche Chance geben. Das ist bereits 
jetzt in vollem Gange. Und ich bin dafür 
dankbar. 
Frage: Und was raten Sie den Unterneh- 
men, jetzt zu tun? 
Bundeskanzler: Ich rate, so schnell wie 
möglich zu investieren, die ganze Kraft 
und den ganzen Optimismus, den sie auf- 
bringen können, auf Zukunft zu setzen, 
die Gewißheit zu haben, daß wir alle, nicht 
nur die Unternehmer, die Arbeitnehmer 
genauso, jeder von uns an seinem Platz, 
einen Beitrag leisten, damit es wieder auf- 
wärts geht. 
Generalsekretär Heiner Geißler gab fol- 
gende Stellungnahme ab: Der beginnende 
Wirtschaftsaufschwung zum Beispiel im 
Wohnungsbau und in der Automobilindu- 
strie ist ein positives und hoffnungsvolles 
Zeichen für die Wiederbelebung der ge- 
samten Wirtschaft im Laufe dieses Jahres. 
Der klassenkämpferische Angriff der SPD 
gegen die deutschen Unternehmen, ver- 
bunden mit dem Vorwurf eines Investi- 
tionsstreiks, ist Gift für den beginnenden 
Wirtschaftsaufschwung. 
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Jedes Unternehmen kann sich leicht aus- 
rechnen, was ihm blühen würde, wenn die 
für einen solchen Klassenkampf Verant- 
wortlichen die deutsche Wirtschaftspolitik 
wieder in die Hände bekommen sollten. 
Da das Wahlprogramm der Sozialdemo- 
kratischen Partei nur zusammen mit den 
Grünen-Alternativen verwirklicht werden 
kann, würde ein Wahlsieg der SPD jede 
Hoffnung auf einen wirtschaftlichen Auf- 
schwung zerstören. Eine Finanzierung 
dieses Wahlprogramms ist nur durch eine 
massive weitere Staatsverschuldung mög- 
lich. Die Folge wäre, daß die Zinssenkun- 
gen der letzten Woche wieder rückgängig 
gemacht werden müßten. 
Darüber hinaus will der Spitzenkandidat 
der SPD, Hans-Jochen Vogel, auch die 
Wohnungsbaupolitik der neuen Bundesre- 
gierung ändern und damit die zur Zeit 
wichtigste Antriebskraft für den wirt- 
schaftlichen Aufschwung lahmlegen. Die 
Angst der Unternehmen und Betriebsräte 
vor einer rotgrünen Wirtschaftspolitik ist 
daher mehr als berechtigt. Wir wissen aus 
den demoskopischen Umfragen und aus 
täglich Hunderten von Briefen und Tele- 
fonanrufen, daß die ganz überwiegende 
Mehrheit der Arbeitnehmer die Sorgen 
der Unternehmer in diesem Punkt teilt. Ar- 
beitnehmer und Unternehmer wollen ge- 
meinsam aus der Wirtschaftskrise heraus, 
und daher Partnerschaft statt Klassen- 
kampf. 
Allein die Änderung der Wohnungsbaupo- 
litik durch eine von der SPD geführte Re- 
gierung würde mindestens 200000 Bauar- 
beitern ihren Arbeitsplatz zusätzlich ko- 
sten und hätte negative Auswirkungen auf 
die Arbeitsplätze der Möbelindustrie, der 
Textilindustrie, bei der Stahlindustrie und 
bei den Elektroherstellern. Die Arbeitneh- 
mer in diesen Bereichen müssen daher 
wissen, daß sie ihre eigenen Arbeitsplätze 
gefährden, wenn sie am 6. März SPD wäh- 
len sollten. 
Während der SPD-Kandidat Vogel und sei- 

f 

ne Partei sogar in Flugblättern von el , 
„Erpressungs-Kampagne" sprechen, , 
NRW-Wirtschaftsminister Prof. Re"J, 
Jochimsen (SPD) festgestellt (7. ^b\: 
1983), in Nordrhein-Westfalen get>e 

keinerlei Anzeichen für einen sogen3 

ten Investitionsstreik der Unternehme^, 
könne nicht die Rede davon sein, ^& \d 
ße Teile der Unternehmerschaft Au" „i 
mit einer auflösenden Klausel für den ^ 
versehen hätten, daß am 6. März die J 
ge Regierung abgelöst werde. 

Und das schreibt 
die Presse 
Die  „Kölnische Rundschau" schre 
Februar 1983): „Mit ihrer Kampagne 
fahren die Opposition und ihre Mitstre^ 
nach der Devise: .Haltet den Diet)'   .. 
sollen den Popanz einer mit der ^n 

nehmerschaft — als wenn diese e{(] ,A 
heitlicher und leicht manipulierbarer ° 
wäre — verfilzten Union aufbauen."      , 

In der „Die Welt" heißt es (8. ^^ 
1983): „Getroffener Hund jault. Die ^ 
muß sich getroffen fühlen, denn ihr K , 
ler Schmidt ist gestürzt worden, weil s r 

Regierung unfähig war, die Staatsfina% 
in Ordnung zu bringen und gleich r 

der Wirtschaft Wachstumsanstöße z%, 
ben. Jetzt geschieht das Merkwü^. 
daß die SPD mit ihrer lnvestitionsstr 

ibl 
yflf 

Kampagne alle Bürger daran erinnert 
um Schmidt heute ein Altkanzler ist- 

• 

ec rr 

die 4 Und der „Generalanzeiger", 
schreibt (8. Februar 1983): „Auch 
SPD-Taktik wird nicht aufgehen. Wer % 
spielsweise mit den Grünen flirtet ^ 
gar wochenlang mit ihnen verhandelt- ^ 
darf sich nicht wundern, wenn dies ^ 
gerade als Investitionsanreiz versta , 
wird. Unternehmerische Zurückhalte^ ,< 
allerdings in erster Linie das Er9 ^i 
nüchterner Einschätzung von Risik0 ^. 
Gewinn. Das wissen auch die meiste 
triebsräte." 
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GEWERKSCHAFTEN 

Helmut Kohl versichert allen 
Zeitnehmern: Auf die CDU ist Verlaß 
hahDeutscne Gewerkscnaftsbund 
*oh? auch Bundeskanzler Helmut 
Urn .seine „Prüfsteine" mit der Bitte 
ler A   "un9nanme übersandt. In sei- 
den cntwort an den DGB-Vorsitzen- 
Kohi.rnst Brelt schrelbt Helmut 

Qle CDU stimmt mit dem DGB darin 
b6jt

uberein, daß die Bekämpfung der Ar- 
iieil 0s'9keit und die Sicherung der finan- 
^s rÜ- ^rundla9en unseres sozialen Net- 
9ah       wichtigsten innenpolitischen Auf- 

9eri6u Sind- Die Po,itik der CDU ist darauf 

neu ' Arbeitsplätze zu sichern und 
k6jt f.

2u Schaffen sowie soziale Gerechtig- 
0rj Jr al'e wiederherzustellen. Mit ihrem 
gie 

9 chkeitsprogramm hat die Bundesre- 
h0r_ n9 Schritte in dieser Richtung unter- 
em ^n. Wir wissen: keine Politik kann 
gen.9ewa|tigen Hypotheken der Vergan- 
nicu,eit kurzfristig tilgen. Wir versprechen 
Ver. 

S' Was wir nicht halten können. Wir 
Was 

hleben aber auch nichts auf morgen, 
^nr,Wi.r heute 'eisten können. Die Bilanz 
Soiirt Slcb sehen lassen: wir haben einen 
rw61? Haushalt vorgelegt, dem Woh- 
dorj R

au neue Impulse gegeben und den 
ben 

eschäftigten neue Chancen gege- 
böjt' 

le Rentenversicherung und die Ar- 
ijnf^i.. Senversicherung vor der Zahlungs- 
art t9keit bewahrt. Wir haben ferner — 
ents  

0rderung  in  den  DGB-Prüfsteinen 
fe^lichChend ~~ die Talfahrt bei den öf- 
'^Sstv ,nvestitionen gestoppt und den 
höht       nsanteil  im  Bundeshaushalt er- 

Vh.  j 
^n?D,m Nahmen der mittelfristigen Fi- 

anung des Bundes werden wir Zu- 

kunftsinvestitionen eine größere Chance 
geben, als dies bei der alten Bundesregie- 
rung der Fall war. Die Bekämpfung der Ju- 
gendarbeitslosigkeit, bei der der DGB 
„besondere Anstrengungen" fordert, wer- 
den wir vorrangig annehmen. Dies gilt für 
unsere nationalen und unsere europäi- 
schen Bemühungen gleichermaßen. Im 
Bundeshaushalt für 1983 haben wir hierfür 
über 200 Millionen DM zusätzlich einge- 
setzt. 
Erste Erfolge unserer Politik werden sicht- 
bar: die Geldentwertung geht zurück, die 
Zinsen sinken, die Bauanträge haben sich 
verdoppelt. Es gilt, diesen von der Bun- 
desregierung beschrittenen Weg konse- 
quent weiterzugehen. Es wäre gerade für 
Arbeitnehmer verhängnisvoll, wenn zu ei- 
ner Politik zurückgekehrt würde, die in 
Massenarbeitslosigkeit, sozialen Abstieg, 
Firmenzusammenbrüche und zerrüttete 
Staatsfinanzen geführt hat. 
Der DGB will mit seinen Wahlprüfsteinen 
einen Beitrag zur politischen Willensbil- 
dung leisten. Dabei erhebt der DGB den 
Anspruch, daß „nicht parteipolitische Er- 
wägungen, sondern einzig und allein die 
Interessen der Arbeitnehmer... Maßstab" 
seien. Dieser Anspruch erfordert es, daß 
der DGB nicht nur zu jeder Wahl Wahl- 
prüfsteine erstellt, sondern die Politik der 
Parteien — sachlich und objektiv — an 
seinen Wahlprüfsteinen mißt. 

Die CDU bedauert es deshalb, daß nach 
13 Jahren SPD-geführter Bundesregie- 
rung der DGB mit Blick auf die Prüfsteine 
von 1972, 1976 und 1980 bislang keine kri- 
tische Bilanz der SPD-Politik über „ver- 
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sprochen und nicht gehalten" vorgelegt 
hat. Dies wäre eine wichtige Entschei- 
dungshilfe für die Arbeitnehmer gewesen. 
Den Arbeitnehmern ist nämlich nicht mit 
Versprechen gedient, sondern nur mit ei- 
ner arbeitnehmerorientierten Politik, die 
Arbeitsplätze schafft und sichert. 
Die CDU teilt die Auffassung des DGB, 
daß „die Lasten der Wirtschaftskrise so- 
zial gerecht verteilt werden müssen". Die 
CDU wird sich, was die soziale Ausgewo- 
genheit angeht, von niemanden übertref- 
fen lassen. Im Gegensatz zur SPD haben 
wir z. B. beim Kindergeld Einkommens- 
grenzen eingeführt. Wir haben dadurch si- 
chergestellt, daß nur Besserverdienende 
Kürzungen beim Kindergeld hinnehmen 
müssen. Kein Arbeiter, kein Facharbeiter, 
kein kleiner und mittlerer Angestellter und 
Beamter bekommt sein Kindergeld auch 
nur um einen Pfennig gekürzt. Demgegen- 
über hat die SPD die Witwen und den Ar- 
beiter genauso belastet wie den General- 
direktor. Mit dieser unsozialen Politik ha- 
ben wir Schluß gemacht. 
Aus sozialen Gründen wollen wir auch die 
Rückzahlbarkeit der Investitionshilfe-Ab- 
gabe wieder aufheben. Die SPD war in ih- 
rer Regierungszeit zu einer solchen Maß- 
nahme nicht imstande. 
Übereinstimmung zwischen DGB und 
CDU besteht auch in den Zielen, Subven- 
tionsmißbrauch, Wirtschaftskriminalität 
und Steuerhinterziehung zu bekämpfen. 

Nach einem über zehnjährigen Stillstand 
in der Vermögenspolitik wird die Bundes- 
regierung in der neuen Legislaturperiode 
unverzüglich einen Gesetzentwurf zur 
Förderung der Vermögensbildung vorle- 
gen. Dadurch kommen wir auch der For- 
derung des DGB nach einem „durch die 
Tarifvertragsparteien gestaltbaren" ge- 
setzlichen Rahmen für die Vermögensbil- 
dung der Arbeitnehmer nach. Die Aussa- 
gen des DGB zur Rentenpolitik stimmen 
mit den Zielen der Union voll überein. 

Über    die    Gemeinsamkeiten    zwisc ^ 
DGB und CDU hinaus muß aber aucn* 
Widersprüche in den Wahlprüfsteinen 
DGB hingewiesen werden. Eine Reihe 
Forderungen des DGB sind mit hohen 
sten verbunden. Sie sind nicht zu vere' 

di* 
baren mit den vom DGB selber als 
wichtigsten innenpolitischen Aufga 

genannten Zielen der Bekämpfung de' 

ziellen  Grundlagen  unserer sozialen 
cherung. Die CDU wird konseque 

beitslosigkeit und der Festigung der 

rsPre' Prinzip festhalten, nicht mehr zu ve 
chen als sie halten kann. Die sichtbar 
denden wirtschafts- und sozialpoliti5^ 
Erfolge dürfen nicht gefährdet wer

hen. 
das wachsende Vertrauen der Mensc , 
daß es in Deutschland wirtschaften f 

damit auch für die Beschäftigung ^J e. 
aufwärts geht, darf nicht aufs Spiel 

setzt werden. 
Wir wollen die konstruktive Zusamme ^. 
beit mit dem DGB. Der Dialog ist t>eS^r. 
ders  dort  notwendig,  wo  Meinung5  g 
schiedenheiten bestehen. Zur Siehe 
von Arbeitsplätzen und zur Festigung   „ 
finanziellen Grundlagen unseres soZ 
Netzes   müssen  von   den   Bürgern 
schränkungen verlangt werden. Die5®    f. 
ßen Aufgaben können Regierung u   äf1de 

lament nicht ohne Mitarbeit der Verh   ^ 
bewältigen. Wir fordern den DGB a  '^. 
Interesse aller Arbeitnehmer und de    .. 
meinwohls mit der Regierung zusam    ^ 
zuarbeiten. An unserer Bereitschaft 
wird es nicht fehlen. « 
Mit dem DGB stimmen wir auch ühe ^ 
daß „die Sicherung des Friedens- .^ 
vorrangige Ziel der internationalen ^ 
sein" muß. Unions-Außenpolitik ^ ^ 
ersten Tag an Friedenspolitik. Wir ^jr: 
Frieden und Freiheit. Dabei v/{SseSl}{oPi 

Frieden und Freiheit können wir in c .? 
und in der Welt nur gemeinsam mit ep 
ren Freunden im westlichen Bündn 

(Fortsetzung Seite 
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DIE SPD SAGT, RICHTIG IST . 

Die Wahrheit über die SPD-Plakate 

jAotiv Neue Medien 
P|«kattext: 

^eh°n GS ietzt mit der Verkabelun9 nocn 

n.   r Fernsehen gibt, hängen die Kinder nUr 

(% 

noch vor der Glotze." 

te S~Jocr>en Vogel: „Ich bin für neue Me- 
un ' aber ich glaube, unsere Familien und 

**t)h 
Kinder brauchen im Grunde eher 

9er als mehr Fernsehen." 

Mit c 
siCh aUnen muß man feststellen, daß 

sPri h ^andidat fur neue Medien aus- 
t^ .*• In der Regierungsverantwortung 
cjj6s

Slch d'e SPD immer nur als Behinderer 
Ans-6r

h 
neuen Technologie betätigt. Die 

h6r)f.. 
des Kandidaten, wieviel Fernse- 

kein 
Ur die Familien und Kinder gut ist, hat 

die oppolitiscne Bedeutung. Es sei denn, 
f^... ^ in ihrer Regelungswut wollte den 

n vorschreiben, wann wer Fernse- 

(P 
h^tenetZUng Von Seite 10) 

^ntsh Ebenso wie der DGB wollen wir 
^ nnun9 und Abrüstung. Wir wollen 
Serw

n Scnaffen mit weniger Waffen. Un- 
£iei j '^hti9stes aktuelles außenpolitisches 
ring. die al|seitige Begrenzung und Ver- 
wieg Un9 der Rüstung und ihr Gleichge- 
Vßau 

auf einem möglichst niedrigen Ni- 
^ir,d ~~ unter der Voraussetzung unver- 
lch  

erter Sicherheit. 
Versich lbnen und a,len Arbeitnehmern 
es UrTl 

n: Auf die CDU ist Verlaß, wenn 
ßfiren ^ e Sicherung des inneren und äu- 
ifl der 

riedens geht. Wir haben dies auch 
^eis     e9ierungsverantwortung unter Be- 

hen schauen darf. Letzteres ist nicht so 
abwegig, wie es zunächst klingt. Schließ- 
lich wollte auch schon einmal ein SPD- 
Kanzler aus Hamburg den Bürgern verord- 
nen, an welchem Abend sie kein Fernse- 
hen schauen dürfen. 
Die CDU will mit den neuen Medien das 
Programmangebot vergrößern. Dies muß 
keineswegs bedeuten, daß der einzelne 
mehr als bisher vor dem Fernsehgerät 
sitzt. Die CDU geht in ihrer Politik vom 
mündigen Bürger aus. Dieser kann selbst 
entscheiden, ob er fernsehen will und wel- 
ches Programm er unter dem größeren 
Angebot auswählt. Mit der Politik der CDU 
wird die Entscheidungsfreiheit der Bürger 
vergrößert. 
Und es darf außerdem nicht vergessen 
werden, daß mit der Einführung neuer Me- 
dien wesentlich mehr erreicht wird als die 
Ermöglichung von ein paar mehr Fernseh- 
programmen. Mit der Verkabelung hält die 
Bundesrepublik Deutschland Anschluß an 
neue moderne Technologien. Dies ist eine 
wichtige Voraussetzung für die künftige 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirt- 
schaft und damit ein Beitrag zur Bekämp- 
fung der Arbeitslosigkeit. 

Motiv Arbeitsgesetz 
Plakattext: 
„Ich schaffe mich kaputt, und viele Kolle- 
gen sind arbeitslos. Das ist doch nicht in 
Ordnung.' 
Hans-Jochen Vogel: „Durch Kürzungen 
der Arbeitszeit muß die Arbeit gerechter 
verteilt werden. Dazu gehört auch ein 
neues Arbeitszeitgesetz. Ich werde es als 
Bundeskanzler unverzüglich einbringen." 
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So kurz ist das Gedächtnis der Bürger nicht 
SPD-Kandidat Vogel muß auf ein sehr kurzes Gedächtnis der Bürger spekuli** 
ren, wenn er in seinem „Schattenkabinett" für das Finanzressort den gesche'' 
terten SPD-Mmister Lahnstein präsentiert; denn gerade dieser war maßgebli^ 
beteiligt am Weg der Schmidt-Regierung in den Steuer- und Abgabenstaat. De 

Name Lahnstein steht für überhöhte Schuldenaufnahme, Steuererhöhungen' 
Schönfärberei, stellt MdB Michael Glos fest. 
Die Häufung und Rücksichtslosigkeit der Verbrauchssteuererhöhungen in ^ 
letzten 24 Monaten der Schmidt-Regierung sind beispiellos: 
• zum 1. April 1981 die Mineralölsteuer um 7 Pfennig — einschließlich Mehrwe"1 

Steuer: um 8 Pfennig — sowie die Branntweinsteuer; 
• zum 1. April 1982 nochmals die Branntweinsteuer sowie die Schaumwe"1 

Steuer; 
• zum 1. Juni 1982 die Tabaksteuer, wodurch sich eine Zigarettenpackung u 

ein Drittel von 3 auf 4 Mark verteuerte; 
• zum 1. Juli 1982 die Postgebühren um rund 30 Prozent („Poststeuer"). 

Für diese Politik zeichnete Lahnstein als Finanzminister seit April 1982 verarg 
wortlich. Statt Fehlentwicklungen seines Vorgängers Matthöfer korrigieren zu he 

fen, hat er die Steuerschraube noch fester angezogen. Wo immer Deckung 
ken im Bundeshaushalt auftraten, fiel Lahnstein nur ein, noch mehr Schulden ^ 
machen und die Abgaben zu erhöhen. Wer am 6. März SPD wählt, muß des 

palD 

wissen, wie Sozialdemokraten ihre Politik finanzieren: über Schulden und Steue 

erhöhungen. 

Tatsache ist: 
Die SPD hat uns Massenarbeitslosigkeit 
hinterlassen. 2'A Millionen Arbeitslose in 
diesem Winter sind das Ergebnis ihrer ver- 
fehlten Wirtschaftspolitik, für die sie heute 
gerne ihre Verantwortung verschweigt. 
Im Dezember hat die SPD den Entwurf ei- 
nes Arbeitszeitgesetzes im Bundestag 
eingebracht. Was in 13 Jahren SPD-Regie- 
rung unterlassen wurde, sollte nun als 
Schauantrag noch Punkte für den Wahl- 
kampf bringen. Der Gesetzentwurf will die 
zulässige Arbeitszeit auf 40 Stunden be- 
schränken und sieht eine Genehmigungs- 
pflicht für Überstunden durch die Auf- 
sichtsbehörden nach Anhörung des Ar- 
beitsamtes vor. Überstunden sollen auf 
maximal 4 pro Woche begrenzt werden. 

Dieses Gesetz aber schafft keine ne i/ 

Arbeitsplätze, sondern reglementie     *. 
vorhandenen und führt somit zur Ve 
tung von Arbeit. 

Für 96% der Arbeitnehmer gilt bereif 
rifvertraglich die 40-Stunden-Woche-^ 
restlichen wären auch von diesem ^.^1- 
größtenteils nicht erfaßt worden- jf^ef 
ständische und kleine Betriebe sind ^ 
zur Erfüllung von Auftragsspitzen epd 
kurzfristigen Kundenwünschen dn11^ ^ 
darauf angewiesen, ihre Arbeitszeit 
bei gestalten zu können. Kond' <e 

Schreiner, Reparaturbetriebe und * ^ 
Handwerker können nicht viele »v Q$- 

vorher einen langwierigen Verwal ^ 
weg zur Genehmigung nicht vorher 
rer Überstunden bestreiten. 

tr 
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ARGUMENTE 

^lastende Maßnahmen der früheren 
Bundesregierung, die sich auf die Bürger 
Erstmalig im Jahre 1983 voll auswirken 

' ^aßnahmen, die unter der früheren Bundesregierung bereits gesetzlich 
l /69elt wurden 

12Uu!en?ionsabbaugesetz vom 26-Juni 1981 P   Li        ""Vl i^auuauvjCJCLL  win t-v. wuui    i *s*s i 

^J^aushaltsstrukturgesetz vom 22. Dezember 1981 
6 D!en.anPa.ssungsgesetz vom 1. Dezember 1981 

°AFOG-Änderungsgesetz vom 16. Juli 1979 

•""•hm 
,n»ch 

en 

I Spr!iankun9 der Sparförderung 
'en 

Senkun 
Urri4 9 des Prämiensatzes beim Bauspa- 

| B""*v.-H.-Punkte 

^itneheit'9Ung der Doppelförderung durch Ar- 
^ohni;

rnersPa''zulage und Sparprämie bzw. 
?Ug    n9sbauprämie bzw. Sonderausgabenab- 

* Abs nkun9en beim BAFÖG 
SUHQ H

enkung der Sozialpauschale und Anpas- 
| l^r Höchstbeträge 
f(ir    ^er,kung des zusätzlichen Freibetrages 
140 - SPelverdiener"   von    185,—    DM   auf 
Stall      monatlich 
Geb

ürirpV°n Zusa1zleistungen (Schulgeld und 
f'^ten beim Besuch privater Ausbildungs- 

n- ur>H Fanrtk°sten, Familienheimfahrten, 
I Au Arbeitsmittel, Studienfahrten) 
Sch^liahaUfende Förderung des 10. Berufsfach- 
%n , s (alle Formen der Berufsgrundbil- 
V^31-Juli 1983 

,* Anhl°Ke Re9e"ungen 
N

6||s bei rtUng des steuerPflicntig.en Ertragsan- 
1 EStof ^esteuerun9 von Leibrenten (§ 21 

Arbe'terJ-Cksichti9un9 des Arbeitslosen-, Kurz- 
(^eitsio Und .Schlechtwettergeldes sowie der 

r0gree.^
ennilfe im Lohnsteuerjahresausgleich 

Sl°nsvorbehalt nach § 32b EStG) 

Bemerkungen 
Regelung im SubvAbG, wirksam 1983, Einspar- 
volumen 510 Mio. DM 

Regelung im SubvAbG, wirksam 1983, Einspar- 
volumen 510 Mio. DM 

Regelungen des 2. HStruktG ab 1. Juli 1982, 
voll wirksam 1983 

Regelungen des 2. HStruktG ab 1. Juli 1982, 
voll wirksam 1983 

Regelungen des 2. 
voll wirksam 1983 

HStruktG ab 1. Juli 1982, 

Befristete Regelung im 6. BAFÖG-ÄndG 

Gesetzt. Regelung bereits für 1982, Auswir- 
kung i. w. ab 1983; Neuberechnung unter Be- 
rücksichtigung eines Zinssatzes von 5,5 v. H. 
und der letzten Allgemeinen Deutschen Sterbe- 
tafel 1970/72; Regelung betr. haupts. Alters- 
rentner (frühere Arbeitnehmer) 
Diese weiterhin steuerfreien Lohnersatzleistun- 
gen führten häufig zu ungerechtfertigten 
Steuervorteilen beim Lohnsteuerjahresaus- 
gleich; gesetzliche Regelung bereits für 1982, 
kann jedoch vom Arbeitgeber beim laufenden 
Lohnsteuerabzug nicht berücksichtigt werden 
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• Einschränkung der Ausbildungsfreibeträge 
(§ 33a Abs. 2 EStG) 
— Ausschluß des anrechnungsfreien Betrages 
für öffentliche Zuschüsse 
— für Kinder im Ausland 
• Ausdehnung der pauschalierten Nutzungs- 
wertermittlung nach § 21 a EStG auf alle in vol- 
lem Umfang zu Wohnzwecken genutzten Häu- 
ser 

— Zinsanhebung für öffentliche Baudarlehen 
(Ausführung durch die Länder im Verordnungs- 
wege überwiegend im 2. Halbjahr 1982 mit vol- 
ler Wirkung ab 1. Januar 1983) 
— Fehlbelegungsabgabe für mit öffentlichen 
Mitteln geförderte Mietwohnungen 

— Zahlung von Krankenversicherungsbeiträ- 
gen in Höhe von 6 v. H. für rentenähnliche Ne- 
beneinkünfte ab 1. Januar 1983 

Gesetzl. Regelung bereits für 1982; steu»' ^ 
Auswirkung ab 1983 im Rahmen des L 

bzw. der ESt-Veranlagung 1982 

Gesetzl. Regelung bereits für 1982; BtJ;- 
gung der sog. Mitnahmeeffekte bei une

effaP 
Zweifamilienhäusern; die Neuregelung^- 
neben Zweifamilien- ggf. auch Mehrfamn|e $ 
ser, wenn der Grundstückseigentümer^ 
Wohnungen bewohnt; steuerliche AuS^t.V^ 
in nennenswertem Umfang erst durch &> 
anlagung für 1982 in 1983 
Folgen: Erhöhung der 
— Mieten für Sozialwohnungen .  e 
— Belastungen für geförderte Eigenheit 

Erhebung   durch   Gemeinden   (über      ^, 
Einw.)  soweit von  der jew.  Landesrefl 
durch RechtsVO ermächtigt 
Rentenanpassungsgesetz 1982; Belas 
Rentner für 1983: 600 Mio. DM 

tuflÖ 
t 

2. Maßnahmen, die von der früheren Bundesregierung beschlossen 
und von der neuen Regierung — zum Teil mit geringfügigen Änderungen 

übernommen worden sind aus folgenden Gesetzentwürfen: 
• Einkommensteueränderungsgesetz 1983 
• 6. Rentenversicherungsänderungsgesetz 
• Gesetz zur Änderung sozialrechtlicher Vorschriften 

(Gesetzliche Regelungen jetzt: Haushaltsbegleitgesetz 1983 vom 20. Dezember 1982) 

Maßnahmen 
— Begrenzung der Vorsorgepauschale (§ 10 c 
EStG) für nicht rentenversicherungspflichtige 
Arbeitnehmer 

— Stufenweise Einführung eines Krankenver- 
sicherungsbeitrages der Rentner (1 v. H. ab 
1. Juli 1983) 
— Anhebung des Beitragssatzes zur Arbeits- 
losenversicherung um 0,6 v. H. von 4 auf 4,6 
v. H. ab 1. Januar 1983 
— Erhöhung der Rezeptblattgebühr von 1,50 
auf 2,- DM 
— Zuzahlung von 10,— DM/Tag durch den 
Versicherten bei Kuren 
— Zuzahlung von 5,— DM/Tag für 14 Tage bei 
Krankenhausaufenthalt, jedoch nicht für Kinder 
unter 18 Jahren 
— Ausschluß der Erstattung von Bagatell- 
arzneimitteln 

Bemerkungen 
unverändert übernommen (Uli uirvcianucii  uuci i iu 011. ilp"  »I- 
Regelung betrifft überwiegend Beamte•       A 
amtenpensionäre sowie weiterbesch3' ^ $ 
tersrentner; der Arbeitgeber muß kün   ^ 
LSt-Abzug   nach   zwei   verschiedener1 

Steuertabellen vornehmen. 
Frühere Regierung: 
1 v. H. ab 1. Januar 1983 (6. RVÄndG) 

Frühere Regierung: 
Erhöhung um 0,5 v. H. (6. RVÄndG) 

unverändert übernommen 

unverändert übernommen 

Frühere Regierung: chHfl 

Begrenzung auf 7 Tage, jedoch eir»«c 

Kinder 
unverändert $jfi 
Frühere Regierung: einschl. „Luxusm 
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ARGUMENTE 

le Zweitstimme ist entscheidend 
den     

Undestagswahlsystem handelt es sich um ein mit der Personenwahl verbun- 
Verhältniswahirecht, ajso um eine Mischung von Personen- und Listenwahl. 

%H^   ... 
Abgeordneten — ohne die 22 mittelbar gewählten Berliner Abgeordneten 

I 

der Verhältniswahl mit der Zweitstimme. 

^ den 496 
erden gewählt: 

^sw       et<tatDgeordnete in den Wahlkreisen, nach den Regeln des relativen Mehr- 
I     ahlrechts mit der Erststimme. 

% D  ^geordnete über die Landeslisten der Parteien in Form der Listenwahl, nach Regein 

f ahler verfügt also über zwei selbständige Stimmen. 

^g6L   Erststimme, die in der linken (schwarzgedruckten) Spalte des Stimmzettels ab- 
'6ri'9e R 'St' Wird der DirektDewerl:)er (Wahlkreisabgeordnete) gewählt. Gewählt ist der- 
% (r   

evverber, der die meisten Stimmen auf sich vereinigt; es genügt also die einfa- 
che* at'Ve) Stimmenmehrheit. Eine weitere Bedeutung hat die Stimme nicht; sie hat 

ndere keine Auswirkung auf die Sitzeverteilung. 

^uqeh eitstimme' die auf der rechten (blaugedruckten) Spalte des Stimmzettels 
\ diej?

n ist> entscheidet sich der Wähler für die Landesliste einer Partei. Dort sind 
St men der fünf ersten Bewerber ausgedruckt. 

Zweitstimme ist für die Sitzeverteilung auf die Parteien ausschlaggebend. 

|        e"ung der 496 Bundestagssitze auf die Parteien geschieht wie folgt: 

Sen ? 
Undeswahlausschuß stellt aufgrund der für die einzelnen Landeslisten abgege- 

^h|Ve 
We'tstimmen fest, wie viele Sitze jeder Partei nach dem d'Hondtschen Höchst- 

S'c^iQt en ins9esamt im Bundesgebiet zustehen. Dabei werden nur Parteien berück- 
StilTW d'e im Wahlgebiet mindestens 5% der Zweitstimmen erhalten oder mit Erst- 
| m wenigstens drei Bundeswahlkreisen direkt Mandate errungen haben. 

S^ s° errechnete Anzahl der Sitze wird dann auf die Landeslisten der Parteien wei- 
Jjbgj v

!t- ßereits in den Wahlkreisen eines Landes direkt gewonnene Mandate werden 
e dar,°n der fur Jede Landesliste einer Partei festgestellten Mandatszahl abgezogen. 

aer d n n°Cn verbleibenden Sitze werden von den Bewerbern auf der Landesliste in 
K est9elegten Reihenfolge besetzt. 

ist 
6r ri)jt    . *'9. bei jeder nur möglichen Gelegenheit darauf hinzuweisen, daß der Wäh- 
let, yn'.ner Erststimme seine persönliche Vertretung in den Deutschen Bundestag 
^ bev    

daß er allein mit seiner Zweitstimme über die Anzahl der Sitze der von 
weif< ^r.2ugten politischen Partei entscheidet. Die Zweitstimme ist also keine 

"fime, sondern die entscheidende Stimme! 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 24 49 
5300 BONN 1 
POSTVERTRIEBSSTÜCK 
Z 8398 C 
GEBÜHR BEZAHLT 

WAHLKAMPF-TERMINE 

77. Februar 1983 
Lübeck 
Zielgruppengespräch 
Beginn: 13 Uhr 
Kurt H. Biedenkopf 
11. Februar 1983 
Reinbeck 
Pressegespräch 
Beginn: 15 Uhr 
Ernst Albrecht 
11. Februar 1983 
Lübeck 
Pressegespräch 
Beginn: 15 Uhr 
Kurt H. Biedenkopf 
11. Februar 1983 
Reinbeck 
Zielgruppengespräch 
Beginn: 17 Uhr 
Ernst Albrecht 
11. Februar 1983 
Stockeisdorf 
Zielgruppengespräch 
Beginn: 17 Uhr 
Kurt H. Biedenkopf 
11. Februar 1983 
Einbeck 
Öffentliche Veranstaltung 
Beginn: 17 Uhr 
Hanna-Renate Laurien 

11. Februar 1983 
Gifhorn 
Öffentliche Kundgebung 
Beginn: 17 Uhr 
Richard von Weizsäcker 
11. Februar 1983 
Pinneberg 
Öffentliche Kundgebung 
Beginn: 20 Uhr 
Ernst Albrecht 
11. Februar 1983 
Lübeck-Travemünde 
Öffentliche Kundgebung 
Beginn: 20 Uhr 
Kurt H. Biedenkopf 
11. Februar 1983 
Vienenburg 
Öffentliche Veranstaltung 
Beginn: 20 Uhr 
Hanna-Renate Laurien 
11. Februar 1983 
Cello 
Öffentliche Versammlung 
Beginn: 20 Uhr 
Richard von Weizsäcker 
12. Februar 1983 
Kiel 
Öffentliche Kundgebung 
Beginn: 11 Uhr 
Helmut Kohl 

14. Februar 1983 
St. Peter-Ording ^ 
Öffentliche Wahlversa» 
Beginn: 13 Uhr 
Bernhard Worms 
15. Februar 1983 
Herford nQ 
Öffentliche KundgeW» 
Beginn: 18.30 Uhr ., 
Richard von Weizsac** 

15. Februar 1983 
Bad Salzuflen .pg 
Öffentliche Veransta^ 
Beginn: 20.15 Uhr       . 
Richard von Weizsac* 

16. Februar 1983 
Bielefeld 
Pressegespräch 
Beginn: 12 Uhr      .. kgf 
Richard von Weizsac* 

16. Februar 1983 
Ratingen uPg 
Öffentliche Veranstw 
Beginn: 16 Uhr - 
Richard von Weizsäc* 

16. Februar 1983 
Wetterau ng 
Öffentliche Kundge"" 
Beginn: 20 Uhr 
Gerhard Stoltenberg 
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